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Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung der Aus- und
Weiterbildungskosten: Vol lmachtschreiben

Sehr geehrter Herr Bundesrat Merz

Mit Schreiben vom 16. April 2010 haben Sie uns um eine Stellungnahme zur Anderung des
Bundesgesetzes über die steuerliche Behandlung der Aus- und Weiterbildungskosten gebe-
ten. lch danke lhnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussere mich im Namen
und Auftrag des Regierungsrates wie folgt:

Wir begrússen grundsätzlich die vorgesehene Anderung der steuerlichen Behandlung der
Aus- und Weiterbildungskosten. Die bisherige steuersystematisch bedingte Unterscheidung
hat in der Praxis viele Abgrenzungsprobleme aufgeworfen. Die Anderung steht im Einklang
mit personalpolitischen Grundsätzen des Kantons Luzern und insbesondere im Bereich der
Pflegeberufe und der Hausarztmedizin sind aus der Sicht des Kantons Steuerbegünstigun-
gen enruünscht.

Die für das Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (DBG) vorgeschlagene Obergren-
ze von 4000 Franken erachten wird aber als zu niedrig. Die Begrenzung kann für einen Be-
troffenen mit höheren Bildungskosten im Vergleich zur heutigen Regelung zu einer Ver-
schlechterung führen. Hinzu kommt, dass mit der vorgesehenen steuersystematischen Ein-
ordnung aller genannten Abzüge zu den sogenannten allgemeinen Abzügen, das heisst zu
den sozialpolitischen Abzügen, in Bezug auf die mit der Einkommenserzielung zusammen-
hängenden Kosten ein Systembruch erfolgt. Ein solcher ist mit dem in den Harmonisie-
rungserlassen (DBG und Bundesgeseiz über die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden, StHG) verfolgten Konzept der Gesamtreineinkommensbesteue-
rung nicht vereinbar.
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Schliesslich werden Anderungen der direkten Bundessteuer von den Kantonen aus verfah-
rensökonomischen Gründen möglichst analog und zeitgleich übernommen. ln diesem Zu-
sammenhang wird gemäss Art.72m StHG (neu) den Kantonen eine Anpassungsfrist von
zwei Jahren für die Umsetzung der neuen StHG-Bestimmungen eingeräumt. Aus der Sicht
des Vollzuges wäre ein zeitgleiches lnkrafttreten von DBG und StHG unter Berücksichtigung
einer angemessenen Reaktionszeit für die Kantone vorzuziehen.
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